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Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich danke Ihnen für die Einladung.  

Es freut mich, dass das Euroforum 2021 im mittlerweile gewohnten 

Kachelformat und mit ausgezeichneter Besetzung stattfinden kann.  

Ich hoffe aber doch, dass wir uns im nächsten Jahr wieder in den 

gewohnten persönlichen Austausch begeben können. Keine Technik 

ersetzt das gemeinsame Kaffeetrinken oder das Schlürfen der veganen 

Suppe in trauter Runde. 

I. Einleitung 

Die Pandemie-Krise hat unseren Alltag nachhaltig verändert. Klagen 

über die vielen Beschwernisse helfen uns aber nicht weiter. Wir sollten 

jetzt aus der Krise die richtigen und nachhaltigen Lehren ziehen Dabei 

müssen wir insbesondere die vielen gravierenden Versäumnisse 

ansprechen und beheben – und die sind nicht erst mit Corona 

entstanden.  

Dass die Digitalisierung in Betrieben, Verwaltungen sowie im Bildungs- 

und Gesundheitsbereich sträflich vernachlässigt wurde, hat sich 

mittlerweile herumgesprochen. Digitalisierung wurde viel zu lange als 

lästig und konfliktträchtig beiseitegeschoben. Außerdem kostet sie Geld 
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und die schwarze Null ließ sich in Talkshows nun einmal besser 

verkaufen als die E-Akte.  

Dieser Weg des geringsten Widerstands rächt sich nun und zwingt 

alle, alte Gewohnheiten zu überdenken und zu verändern.  

Ich möchte an dieser Stelle aber nicht nur über frühere Versäumnisse 

sprechen. Noch wichtiger ist es mir, Mut und Zuversicht zu vermitteln.  

Ich bin fest davon überzeugt: Datenschutz wird Digitalisierung dazu 

bringen, den Schutz der Menschen und deren wirtschaftliches 

Wohlergehen klug miteinander zu verbinden. Das wird dann 

gelingen, wenn er in gute Produkte übersetzt wird. Das ist wie mit 

dem Verhältnis von Ökonomie und Ökologie.  

II. Grundrechtsschutz in der Bewährungsprobe  

Für die Regierungen ist gerade in Krisenzeiten die Versuchung groß - 

natürlich stets zum Wohl der Menschen und der Lösung ihrer Probleme - 

mal eben deren Grundrechte zu verkürzen, um wirkliche oder 

vermeintliche Lösungen auf eine ganz bestimmte Art zu entwickeln. Das 

entspringt dem alten Irrglauben, mit autoritären Mitteln Krisen schneller 

zu überwinden.  

Das nächtliche Treiben zwischen Kanzleramt und Ministerpräsidentinnen 

und -präsidenten hat diese Phantasien jedoch allgemein sichtbar an ihre 

Grenzen geführt.   
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Die Pandemie ist zwar noch nicht vorbei. Aber nach 14 Monaten lässt 

sich doch eine erste Bilanz ziehen. Für mich steht dabei fest: Auch in 

Krisenzeiten gibt es keinerlei Grund, am Grundgesetz vorbei 

Krisenmanagement zu betreiben.  

Alle Maßnahmen müssen stets auf ihre Eignung überprüft werden, etwa 

um Infektionen zu erfassen, infizierte Personen zu behandeln oder 

Neuinfektionen zu verhindern.  

Die geplanten Maßnahmen müssen zudem auch erforderlich sein. Das 

heißt, besonders stark freiheitseinschränkende Maßnahmen müssen an 

besondere Voraussetzungen geknüpft werden. Und nach Ende der Krise 

müssen sie auch wieder zurückgenommen werden. 

Das gilt ganz besonders für die hoch sensiblen Gesundheitsdaten. Ihre 

Verwendung birgt für die betroffenen Personen besondere Risiken. 

Arbeitgeber wollen gerne wissen, wie gesund – und das heißt wie 

belastbar – ihre Beschäftigten sind. Wenn der alte Spruch „Wissen ist 

Macht“ Gültigkeit hat, dann in der Hierarchie von Betriebsleitung und 

ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. 

Die Datenschutz-Grundverordnung schützt daher aus gutem Grund 

diese sensiblen Daten in Art. 9 Abs. 1 DSGVO. Ich sehe überhaupt 

keinen Grund, daran etwas zu ändern. 
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1. Die DSGVO als wirkungsvoller Schutz – auch in der Pandemie 

Ich bin froh darüber, dass wir mit der DSGVO bei all ihrer 

Verbesserungsmöglichkeiten ein wirkungsvolles Instrument haben, den 

Rechtsschutz europaweit zu vereinheitlichen und wirksamer zu 

kontrollieren.  

Die DSGVO feiert - wenig beachtet von der Öffentlichkeit - in der 

kommenden Woche ihren 5. Geburtstag. Jetzt reiben sich – zumindest in 

der Öffentlichkeit - einige vielleicht die Augen und denken, der Kelber hat 

sich wohl verrechnet: Die DSGVO trat doch am 25. Mai 2018 in Kraft, 

das sind erst 3 Jahre. Irrtum: Die Verordnung trat bereits 2 Jahre vorher 

im Mai 2016 in Kraft: Erst Ihre unmittelbare rechtliche Wirksamkeit 

begann zwei Jahre später.  

Wenn auch nach 5 Jahren DSGVO noch immer gejammert wird, alles 

gehe zu schnell, zeigt das doch, wie schlecht viele Akteure ihre 

Hausaufgaben erledigt haben. Ich hoffe, der Umgang mit der Kundschaft 

läuft da nicht so schleppend wie die Umsetzung datenschutzrechtlicher 

Vorgaben. Sonst müssen wir uns ernsthafte Sorgen um die 

Konkurrenzfähigkeit einiger Unternehmen machen. 

PS: 50 Jahre hessisches Datenschutzgesetz und 45 Jahre BDSG 
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2. Die Mär vom bösen Datenschutz 

Statt den verbesserten Schutz der Bürgerinnen und Bürger durch das 

neue europäische Recht gebührend zu würdigen, ist es seit einiger Zeit 

leider zum Ritual der Talks-Shows geworden, den Datenschutz auch 

noch als Hemmschuh der Pandemie-Bekämpfung in Misskredit zu 

bringen. Getreu dem Motto „Faktenfrei, Spaß dabei“ 

Je offenkundiger die handwerklichen Mängel vor und bei der 

Pandemiebekämpfung offensichtlich werden, umso schriller werden die 

Töne. 

Wer aber hat denn versäumt, einheitliche IT-Systeme in den 

Gesundheitsämtern einzuführen? Das war doch nicht der 

Datenschutz! Ganz im Gegenteil! 

Ich kann die E-Mails mittlerweile stapeln, in denen mir vorgeworfen 

wurde, persönlich die Verantwortung für Corona-Tote zu tragen und dass 

ich mich dafür eines Tages werde vor Gericht verantworten müssen. Und 

das sind noch die harmlosen E-Mails. 

Natürlich kam bei Nachfragen, welche Maßnahmen konkret durch den 

Datenschutz behindert werden, in keinem Fall eine wirkliche Antwort. 

Aber mit der Verstärkung des Narrativs vom bösen Datenschutz fühlen 

sich auch angesehene Persönlichkeiten wie Prof. Nida-Rümelin oder die 

versammelte FAZ-Redaktion nicht mehr genötigt, eine persönliche 

Ansicht durch Fakten begründen zu müssen.  
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Es reicht, wenn die Position die selbst eingeführte und befeuerte 

Gefühlslage der Nation trifft und weiter verfestigt. Eine immer häufiger zu 

beobachtende Tendenz, die ich ungeachtet des konkreten 

Diskussionsgegenstands für äußerst gefährlich halte. 

Ganz in diesem Sinne wurde, durch eine leider nicht kleine Gruppe von 

Politikern, Wirtschaftsvertretern und sogar Wissenschaftlern – teilweise 

wider besseren Wissens – kontinuierlich in die Welt hinausposaunt, dass 

der Datenschutz als einziges Grundrecht unangetastet fortbestehe, 

während wir sonst überall tiefgreifende Eingriffe in unsere Freiheitsrechte 

tolerieren müssten.  

Das ist natürlich vollständiger Unsinn, denn wie andere Grundrechte 

auch, wurde auch der Datenschutz – und zwar zu Recht – zur 

Pandemiebekämpfung eingeschränkt. Denken wir nur an die 

Kontakterfassungen bei Reiserückkehrern oder in der Gastronomie und 

im Einzelhandel. Dennoch hält sich die Mär vom unantastbaren 

Datenschutz konstant in der Rhetorik vieler, ungeachtet, wie oft ihnen 

das Gegenteil evident bewiesen wird.  

Aber woher kommt die Kampagne?  

Während es in einigen Fällen tatsächlich bloßes „Nachplappern“ von 

falschen Informationen in Unkenntnis sein mag, drängt sich bei den 

Meisten die Vermutung auf, dass hier Fehlinformationen gezielt 

eingesetzt werden, um durch Diskreditierung des Datenschutzes von 

anderen Verfehlungen bei der Pandemiebekämpfung abzulenken. 
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Aus datenschutzrechtlicher Sicht gab es bei der Prüfung der 

verschiedenen Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung keine 

wirklich unlösbaren Probleme. Keine einzige geeignete und 

effektive Maßnahme zur Pandemiebekämpfung ist am Veto der 

Datenschutzaufsicht gescheitert!  

Dass trotzdem wider besseres Wissen der Datenschutz zum 

Sündenbock gemacht wird, ist leider nichts Neues.  

Gestern war Datenschutz Wirtschaftshemmnis, heute hindert er die 

Pandemiebekämpfung, morgen wieder begünstigt er Kriminelle.  

Dass diese Anschuldigungen unerträglicher Quatsch sind, muss ich hier 

in diesem Kreis sicherlich nicht groß erläutern. Doch auch wenn es – 

zumindest für mich – mitunter ermüdend wird, immer wieder dieselben 

Dinge richtig zu stellen, wird uns bis auf weiteres nichts anderes übrig 

bleiben, als konsequent und nachdrücklich darauf hinzuwirken, dass sich 

dieses falsche Narrativ nicht weiter verfestigt.  

Diese Auseinandersetzung wird uns begleiten, da bin ich mir leider 

ziemlich sicher. In einer aufgewühlten Stimmung scheint schon die 

Mutmaßung zu genügen, diese oder jene Position passe in die 

Gefühlslage der Nation. Dagegen zu halten, ist nicht immer einfach. Aber 

es lohnt sich, auch bei Gegenwind beharrlich zu bleiben. Eines macht 

mich optimistisch: Umfragen mit offenen Fragestellungen ergeben immer 

eine Mehrheit für mehr Datenschutz. Die öffentliche Meinung ist da 

weiter als die veröffentlichte Meinung.   
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III. Die Krise: Prozessbeschleunigung mit Chancen 

1. Die Arbeitswelt 

Statt den Datenschutz zu beklagen, sollten sich manche Unternehmens- 

und Behördenleitungen fragen, warum sie sich so lange gegen mobiles 

Arbeiten gewehrt und dabei die Digitalisierung ihrer Unternehmen 

vernachlässigt haben.  

Homeoffice, Videokonferenzen und gemeinsames digitales Arbeiten 

wurden stärker denn je zu einer Notwendigkeit für viele von uns. 

Mittlerweile dämmert es vielen Arbeitgeber, dass man mit der neuen Art 

des Arbeitens besser klar kommt als gedacht.  

Fest steht aber auch: Das notwendige datenschutzrechtliche 

Schutzniveau für mobile Arbeit entspricht dem des Arbeitsplatzes 

im Betrieb. 

Dass die Entwicklungen der Digitalisierung und der KI im Bereich der 

Arbeitswelt auch gesetzliche Anpassungen erfordern, ist nichts Neues 

und eine Forderung, die ich auch schon vor der Pandemie gestellt habe.  

Der bestehende § 26 BDSG wird aber nicht ausreichen, weder vom 

Schutzniveau, noch von der Rechtssicherheit und Rechtsklarheit.   
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Der Datenschutz als Sauerteig der Digitalisierung 

Das Virus legt altbekannte und lange verdrängte Schwachstellen in 

Staat, Wirtschaft und Verwaltungen offen.  

Doch welche Rolle spielt nun der Datenschutz in diesen Prozessen?  

Er darf die Dinge nicht vom Rand her mit verschränkten Armen 

beklagen. Er muss vielmehr seinen ureigenen und energischen Beitrag 

leisten, die anstehenden technischen und rechtlichen Nachholprozesse 

in die richtige Richtung zu lenken. Gerade meine Kolleginnen und 

Kollegen in den hier zuständigen Ländern tun dies nach meinem 

Verständnis auch mit Nachdruck. 

Allerdings können sich die Verantwortlichen, die nunmehr gezwungen 

sind, teilweise schnell neue Lösungen zur Behebung des 

Digitalisierungsdefizits zu präsentieren, nicht hinter der Pandemie 

verstecken. Sie dürfen gerade nicht auf datenschutzrechtlich fragwürdige 

Produkte setzen, einzig weil sie von weiten Teilen der Bevölkerung 

ohnehin schon genutzt werden. 

Es gibt nicht nur alternative datenschutzfreundliche Angebote am Markt. 

Die Notwendigkeit, etwas Neues aufsetzen zu müssen, bietet 

gleichermaßen die Möglichkeit, essentielle Dinge wie Privacy by 

Default und Design vom Start weg mit zu implementieren. Hier hat die 

DSGVO die Weichen in die richtige Richtung gestellt. Richtig angewandt, 

kann der Datenschutz die technische Entwicklung wie ein Sauerteig in 

der Brotbäckerei vorantreiben.  
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Die Datenschutzaufsichtsbehörden des Bundes und der Länder arbeiten 

fieberhaft daran, mit vielfältigen Hinweisen, fachlichen Anleitungen und 

Telefonberatung den Behörden ihres Landes und den vielen privaten 

Unternehmen zu helfen. 

Klar ist aber auch: Nur wenn diese Anforderung von Anfang an 

mitgedacht wird, sind die entstehenden Lösungen gut, kosten nicht mehr 

Geld und in der Regel auch nicht mehr Zeit. Entwickelt man erst einmal 

darauf los und will am Ende anpassen, wird das Ganze ein Loch ohne 

Boden. 

IV. Die neue deutsche Gesetzesflut: Masse statt Klasse  

Angesichts des Wirrwarrs nächtlicher Sitzungen, Ankündigungen und 

Rückzieher fällt nicht nur den Bürgerinnen und Bürgern die Übersicht 

schwer. Während alle Welt sich mit Corona beschäftigt, ist die 

datenschutzrelevante Gesetzgebung andernorts keineswegs stehen 

geblieben. Sie hat die Welt damit keineswegs besser gemacht; oft im 

Gegenteil. 

1. Die Steuer-ID als Bürgerkennzeichen 

So ist auf leisen Sohlen und leider weitgehend unbemerkt von der 

breiten Öffentlichkeit das hübsch bürokratisch klingende 

„Registermodernisierungsgesetz“ in Kraft getreten.  
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Das Gesetz sieht vor, die Steuer-ID als eindeutiges 

Personenkennzeichen in diversen öffentlichen Registern zu verwenden, 

um den dringend notwendigen Austausch von Informationen aus diesen 

Einzelregistern zu ermöglichen.  

Nicht wenige – mich eingeschlossen – haben allerdings erhebliche 

Bedenken, ob das Gesetz einer sicherlich anstehenden Überprüfung 

durch das Bundesverfassungsgericht standhalten wird. 

Ich habe nach Kräften im Gesetzgebungsverfahren dafür gekämpft, 

dieses Schaufenster in Richtung gläserner Bürger so gut es geht wieder 

zuzumauern. Mit der Eingrenzung der Zweckbestimmung der 

Identifikationsnummer ist grundsätzlich eine wichtige Forderung erfüllt 

worden. Wenigstens konnte so eine unkontrollierte Ausbreitung dieses 

Instruments im Rahmen der öffentlichen Verwaltung verhindert werden.  

Ich habe – trotz Einwilligungsvorbehalts – Zweifel, ob sich das Einsickern 

der Identifikationsnummer in alle Gesellschaftsbereiche gerade auch in 

die Privatwirtschaft verhindern lässt. Ich kenne aus meiner 

Datenschutzaufsichtspraxis nur zu gut den rechtlich fragwürdigen 

Umgang mit Einwilligungen.  

Ist aber die Identifikationsnummer erst einmal in der Wirtschaft als 

Hilfsmittel etabliert, ist der Damm gebrochen. Dann werden Datenlecks 

wie jüngst in Brasilien auch in Deutschland zum Alltag gehören. Dort 

waren die Steuernummern nahezu der gesamten arbeitenden 

Bevölkerung an die Öffentlichkeit geraten. 
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Einen gewissen Erfolg sehe ich in dem Ausbau des Datencockpits. Das 

ist ein durchaus wichtiger Schritt für die Transparenz. Das Instrument hat 

nach meinem Dafürhalten das Potential, die Bürgerinnen und Bürger 

endlich auf Augenhöhe mit dem Staat zu bringen. Der Zugriff auf die 

übermittelten Daten reicht allerdings nicht aus. Nötig ist der Zugriff auf 

die Bestandsdaten, so wie sie im jeweiligen Register liegen. 

2. E-Privacy-Verordnung 

Lange Zeit brütete der Rat der Europäischen Union über eine 

gemeinsame Position zum Schutz der Privatsphäre und der 

Vertraulichkeit digitaler Kommunikation. Das wollte und wollte nicht 

gelingen, obwohl Kommission und Parlament mit gutem Beispiel 

vorangegangen waren.  

Eigentlich hätte die sog. ePrivacy-Verordnung Hand in Hand mit der 

DSGVO 2016 in Kraft treten sollen. Aber es kam anders. Und aktuell 

kommt es noch schlimmer.  

Was der Rat nun jedoch am 10. Februar 2021 beschlossen hat, ist ein 

schlimmer Rückfall noch in Zeiten vor den Richtlinien von 1995. Der 

aktuelle Ratsentwurf macht Datenschutz zur Lachnummer. So soll 

beispielsweise die Vorratsdatenspeicherung mal wieder aus ihrem 

Mausoleum hervorgeholt werden.  

Auch bei den Regelungen zum Internet geht es aus der Sicht des 

Datenschutzes im schnellen Galopp in die Gegenrichtung.  



 

 

14 

 

Beispielshaft sei an dieser Stelle nur die Zulassung der berüchtigten 

„Cookie Walls“ genannt.  

So ganz nebenbei wurden wichtige Garantien für Nutzerinnen und 

Nutzer gestrichen. Das Widerspruchsrecht oder die Datenschutz-

Folgenabschätzung landeten in Ablage P wie Papierkorb.  

Sogar der Rückgriff auf die Garantien der DSGVO wurde aus dem Text 

verbannt.  

Bleibt es bei dieser Fassung der ePrivacy-Verordnung, könnten 

personenbezogene Daten ohne Einwilligung der Nutzenden auch relativ 

einfach zweckentfremdend weiterverarbeitet werden. Statt mehr Schutz 

für die besonders sensiblen Kommunikationsdaten atmet der gesamte 

Entwurf nur den Atem der kurzsichtigen Bedienung von 

Verwertungsinteressen bestimmter Datenhändler. Ausspionieren aber 

untergräbt eine freie Gesellschaft, egal ob durch den Staat oder durch 

Konzerne. 

Das sind leider keine guten Nachrichten aus Brüssel.  

Im Windschatten der Pandemie ist so viel eigentlich Unmögliches doch 

möglich. Ich kann nur hoffen, dass die Fachöffentlichkeit, aber auch die 

Medien und die breite Öffentlichkeit, rechtzeitig und laut die Stimme 

erheben. Wir brauchen dazu eine vernehmbare Debatte und müssen 

denen auf die Finger klopfen, die personenbeziehbare Daten zur frei 

disponiblen Ware machen wollen.   
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V. Datenschutz und die internationale Machtfrage  

Die DSGVO hat zwar national, in Europa und weltweit viel bewegt. Die 

Begrenzung der Macht der dominierenden US-Technologie-Konzerne ist 

und bleibt wohl noch lange die unbewältigte Herausforderung. Sogar die 

viel besprochene Corona-Warn-App ist technisch von den Smartphone-

Systemen von Apple und Google abhängig.  

In der Pandemie-Krise ist die Macht dieser US- Riesen immer weiter 

gestiegen. Die DSGVO sollte hier eigentlich einen Werkzeugkasten 

für die Aufsichtsbehörden liefern, um das datenschutzrechtliche 

Selbstbestimmungsrecht der Menschen – und damit auch unser 

Demokratieverständnis – vor dieser Macht zu schützen. 

Alle europäischen Aufsichtsbehörden müssen daher endlich das in der 

DSGVO geregelte Verfahren der Zusammenarbeit im Europäischen 

Datenschutzausschuss besser nutzen. Das bestehende Verfahren muss 

auch bei den großen, grundsätzlichen und grenzüberschreitenden 

Verfahren mit Leben gefüllt werden. Es wird ganz entscheidend darauf 

ankommen, dass die Datenschutzbehörden der EU-Mitgliedsstaaten die 

Möglichkeiten der DSGVO tatsächlich nutzen.  

Es ist von daher mehr als ärgerlich, dass in Europa noch über keine der 

datenschutzrechtlich problematischen Verhaltensweisen der großen 

internationalen Datenkonzerne entschieden werden konnte. Das liegt 

daran, dass die federführenden Aufsichtsbehörden aus Irland und auch 

Luxemburg schlichtweg zu langsam agieren können/sollen/wollen. 
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Ich freue mich sehr, dass mit Max Schrems ein Pionier des 

Datenschutzes morgen zu Ihnen sprechen wird. Seine Arbeit und 

seine erfolgreichen Klagen vor dem Europäischen Gerichtshof sind 

wahre Meilensteine. Es kann aber doch nicht sein, dass immer nur 

Herr Schrems durch seine Klagen vor dem Europäischen 

Gerichtshof den Weg für einen wirksamen Datenschutz ebnet.  

Gelingt es nicht bald, die bereits seit fast mehr als drei Jahren 

anhängigen Verfahren gegen Facebook, Amazon und Co auf nationaler 

Ebene und sodann im Rahmen der EDSA-Beratungen abzuschließen, 

können wir Reputation und Akzeptanz des gesamten Regelwerks 

weitgehend abschreiben. Die DSGVO schafft den Rechtsrahmen. Der 

muss aber auch durch konkretes Handeln durchgesetzt werden. 

Gerade bei der Umsetzung des europäischen Datenschutzrechts 

muss sich vieles verändern. Um hier überhaupt Grenzen setzen zu 

können, wird übrigens auch die Zusammenarbeit von 

Wettbewerbsschutz und Datenschutz immer wichtiger werden.  

Wir sehen in den USA, dass auch dort das Geschäftsgebaren der 

Technologiekonzerne auf immer mehr Widerstand stößt, nicht zuletzt im 

Kongress. Auch hier spielen wettbewerbsrechtliche Argumente eine 

entscheidende Rolle. 
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Erfreulicherweise arbeiten meine Behörde und das Bundeskartellamt 

daher auch immer öfter eng zusammen. Ich bin Herrn Prof. Mundt sehr 

dankbar für seine Initiativen, die ihm der Deutsche Bundestag hier mit 

einer datenschutzfreundlichen Gesetzesregelung ermöglicht hat. 

Eins sollte jedem klar sein:  

Bekommt Europa die Datenriesen und ihre Geschäftsmodelle nicht in 

den Griff, ist die DSGVO gescheitert und wir werden wirtschaftlich weiter 

zurückfallen. Hier sind Regierungen, Parlamente und Aufsichtsbehörden 

gefordert, den Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor der Übermacht 

der Datenkraken wirksam zu schützen. Zusätzlich entsteht dann auch 

mehr Raum für europäische IT-Lösungen. Eine Win-Win-Situation. 

VI. Die Zukunft des Datenschutz nach der Krise 

Die Arbeit von Staat und Aufsichtsbehörden allein wird aber nicht 

ausreichen. Auch die Wirtschaft ist gefordert, die internationale 

Herausforderung anzunehmen.  

Ich sehe gerade jetzt in der Krise die große Chance für die Wirtschaft, 

endlich mit datenschutzfreundlichen Lösungen zu punkten. Wir werden 

einen Markt haben, an dem Anbieter ein echtes Gewicht in die 

Waagschale werfen können.  
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Diskussionen und Verbraucherumfragen zur Corona-Warn-App oder 

ganz aktuell dem Digitalen Euro zeigen: Datenschutz ist für 

Bürgerinnen und Bürger ein äußerst wichtiges 

Entscheidungskriterium. 

Datensparsame Konzepte tragen zur besseren Effektivität und Effizienz 

des jeweiligen Datenverarbeitungssystems bei. Der Markt hat aber noch 

immer zu wenig im Angebot, um die riesige Nachfrage zu befriedigen. 

Dabei kann die Wirtschaft mit datenschutzfreundlichen Lösungen auf 

den nationalen-, europäischen und weltweiten Märkten punkten.  

Die Menschen werden nur digitalen Systemen vertrauen, die sie nicht 

ausspähen und in deren Folge keinerlei Repressalien zu erwarten sind. 

Transparenz und ein wahrnehmbarer datenschutzrechtlicher Einfluss 

sind zwingend notwendige Voraussetzungen für die Unterstützung der 

Bevölkerung.  

1. Die DSGVO auf dem Weg zum weltweiten Erfolgsprojekt  

Datenschutz-Grundsätze bieten gerade auch in Krisenzeiten 

hinreichende Gestaltungsmöglichkeiten für eine rechtskonforme 

Verarbeitung personenbezogener Daten. Ihre Einhaltung leistet einen 

Beitrag zur Wahrung der Freiheit in der demokratischen Gesellschaft. 

Die DSGVO ist gewiss nicht vollkommen. Aber immer mehr Staaten 

nehmen sie sich zum Vorbild. 
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Über 100 Ländern dieser Welt haben inzwischen Datenschutzgesetzes 

eingeführt. Ich nenne hier nur beispielhaft Indien, Brasilien, Japan und 

Singapur, aber auch in Afrika ist viel in Bewegung gekommen. Überall 

dort – wie auch in Kalifornien, New York, Illinois und anderen 

Bundesstaaten der USA – wurde die DSGVO als Vorbild herangezogen.  

VII. Schlussbemerkung  

Das Grundrecht der informationellen Selbstbestimmung steht für in 

der Bundesrepublik und in Europa an keiner Stelle zur Disposition.  

Die Bürgerinnen und Bürger müssen sich darauf verlassen können, dass 

ihre Freiheitsrechte nur so weit und so lange eingeschränkt werden, wie 

es zwingend erforderlich und angemessen ist, um die Gesundheit der 

Bevölkerung wirksam zu schützen.  

Der Gesetzgeber darf sich dabei nicht vor seiner Verantwortung 

drücken und die Exekutive „machen lassen“.  

Er hat dafür zu sorgen, dass die Digitalisierung nie zum Selbstzweck 

wird. Jeder technische Fortschritt hat vielmehr dem Menschen zu 

dienen. Er hat Spielregeln zu beachten und muss stets dem Rechtsstaat 

und der Demokratie verpflichtet bleiben.  

Ich werbe dafür, dass Datenschutz gerade auch bei den 

Digitalisierungsprojekten endlich von Anfang an mitgedacht wird. Und ich 

bin fest davon überzeugt, dass dies auch gelingen kann. 
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Als Deutsche und als Europäer stehen wir für eine andere Digitalisierung 

als autoritäre Überwachungsregime in China oder Laissez-faire-Ansätze 

wie in den USA.  

Wir in Europa kämpfen für eine Digitalisierung, die unsere Werte 

wiederspiegelt und mit der wir auf dieser Grundlage in den 

wissenschaftlichen, technologischen, gesellschaftlichen und 

wirtschaftlichen Wettbewerb eintreten können. 

Verweisen wir gemeinsam auf die nationalen und internationalen Erfolge 

des neuen europäischen Rechts. Das müssen wir bewahren, 

konsequent anwenden und umsichtig weiterentwickeln. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 


